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Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz 
stoppt vorzeitigen Rodungsbeginn für 

UVP-pflichtige Windparks 

RA Dirk Teßmer, Frankfurt a. M 
 
Der 8. Senat des Oberverwaltungsgerichts des 
Landes Rheinland-Pfalz hat aufgrund von Eilan-
trägen des NABU Rheinland-Pfalz die Vollzieh-
barkeit von Zulassungen des vorzeitigen Ro-
dungsbeginns für die Errichtung zweier Wind-
parks im Hunsrück aufgehoben (Beschlüsse des 
OVG RLP vom 03.03.2016, Az. 8 B 
10234/16.OVG und 8 B 10233/16.OVG). Das 
Gericht hat sich der Auffassung NABU-RLP an-
geschlossen, dass nicht nur die eigentliche – 
vorliegend noch nicht erlassene – immissions-
schutzrechtliche Genehmigung nach § 4 
BImSchG eine „Entscheidung“ im Sinne des 
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG) ist, 
deren gerichtliche Kontrolle verlangt werden 
kann, sondern dies auch für die Zulassung des 
vorzeitigen Beginns nach § 8a BImSchG gilt. 
Die für die Bescheide verantwortliche Kreisver-
waltung sowie das gegen die Entscheidung im 
Eilverfahren 1. Instanz angerufene Verwal-
tungsgericht Trier hatte dies nicht erkannt und 
dementsprechend die Antragsbefugnis des 
NABU RLP verneint. 

Hintergrund des Verfahrens sind zwei von un-
terschiedlichen Vorhabenträgern bereits vor 
zwei Jahren beim Landkreis beantragte immis-
sionsschutzrechtliche Genehmigungen für meh-
rere Windenergieanlagen. Bei einem der Vorha-
benträger handelte es sich um eine beim Land-
kreis ansässige Anstalt öffentlichen Rechts, die 
durch den Landrat vertreten wurde. Die Anla-
genstandorte sind in den bewaldeten Höhenla-
gen des Hunsrücks gelegen und die Auswirkun-
gen kumulieren mit weiteren WEA-Planungen 
bzw. WEA-Bestandsanlagen im näheren Um-
feld. Nach überdurchschnittlich langer Verfah-
renslaufzeit wurden erst im Oktober 2015 die 
Antragsunterlagen zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
ausgelegt. Gegen die Planungen wurde eine 
Vielzahl von Einwendungen erhoben. Insbeson-
dere wurde kritisiert, dass nicht ausreichend 
untersucht worden war, wie sich der Bau und 
Betrieb der WEA auf besonders geschützte Ar-
ten auswirken. Diesbezüglich hatten sich auch 
behördliche Träger öffentlicher Belange im Ver-
fahren kritisch geäußert. Im Ergebnis der Ende 
Januar 2016 durchgeführten Erörterungstermine 
wurde deutlich, dass vor Entscheidung über die 
Genehmigungsanträge noch Umplanungen 
(insbesondere betreffend die Zuwegung) vorzu-
nehmen und weitere Untersuchungen durchzu-
führen waren.  

Die Vorhabenträger stellten daraufhin Mitte Feb-
ruar Anträge auf Zulassung des vorzeitigen Be-
ginns für die Durchführung der Rodungsarbei-
ten. Dies wurde damit begründet, dass Rodun-
gen zur Minimierung von Eingriffen in die Natur-
schutzgüter bis Ende Februar – vor Beginn der 
Vegetationsphase – durchgeführt werden müs-
sen.  

Nachdem der NABU-RLP  über Umwege von 
einem der Anträge erfahren hatte, beantragte er 
beim Landkreis, die Antragsunterlagen und zu-
gehörigen Unterlagen zur Einsichtnahme über-
lassen zu bekommen, und kündigte an, dazu 
Stellung nehmen zu wollen. Dies wurde ihm 
jedoch unter Hinweis darauf verweigert, dass 
über Anträge auf Zulassung des vorzeitigen 
Beginns nicht in einem Verfahren mit Öffentlich-
keitsbeteiligung zu entscheiden sei. Hierauf gab 
der NABU-RLP gleichwohl eine Stellungnahme 
ab, in welcher er insbesondere auf die bislang 
defizitären Ermittlungen der Rodungsfolgen für 
geschützte Tierarten und mithin die nicht mögli-
che günstige Prognose für eine spätere Ge-
nehmigungserteilung sowie die Irreversibilität 
des Eingriffs hinwies.  

Nachdem der Landkreis auch weiterhin nicht 
bereits war, dem Verband Zugang zu den Unter-
lagen zu gewähren, wandte sich dieser an die 
Obere Naturschutzbehörde und zeigte die kon-
krete Besorgnis des Eintretens von Umwelt-
schäden i.S.v. § 19 BNatSchG insbesondere in 
Bezug auf die Mopsfledermaus (sowie andere 
Fledermausarten und Vogelarten) an. Die Obere 
Naturschutzbehörde teilte die vorgebrachten 
Bedenken, sah sich aber nicht im Stand, dem 
Landkreis per Weisung die Zulassung des vor-
zeitigen Beginns zu versagen. Daraufhin ließ 
der Landkreis (durch den Landrat) am Abend 
des 29.02. den vorzeitigen Beginn der Rodun-
gen (befristet bis zum 06.03.) zu.  

Hiergegen legte der NABU-RLP unmittelbar 
Widerspruch ein und beantragte beim Verwal-
tungsgericht Trier die Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs. 
Das Verwaltungsgericht erließ hierauf kurzfristig 
Zwischenverfügungen, nach welchen bis zu 
einer Entscheidung über die Eilanträge keine 
Rodungen durchgeführt werden durften. Am 
03.03.2016 wies es die Eilanträge sodann ab 
(Az. 6 L 720/16.TR, Az. 6 L 738/16.TR). Das 
Gericht war der Auffassung, dass die Zulassung 
des vorzeitigen Beginns gem. § 8a BImSchG 
nicht zu den „Entscheidungen“ gehöre, die nach 
den Vorschriften des UmwRG Gegenstand von 
Rechtsmitteln anerkannter Umweltvereinigun-
gen sein können. Dies treffe nur auf die eigentli-
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che Genehmigungsentscheidung gemäß. § 4 
bzw. die Teilgenehmigung gemäß  § 8 BImSchG 
zu.  

Gegen diese Beschlüsse legte der NABU-RLP 
am gleichen Tag beim Oberverwaltungsgericht 
Beschwerde ein. Das OVG erließ seinerseits 
noch am gleichen Tage eine Zwischenverfügung 
zur Beendigung der zwischenzeitlich wieder 
aufgenommenen Rodungen. Am 04.03. ent-
schied der 8. Senat des Gerichts sodann ab-
schließend im Eilverfahren, die aufschiebende 
Wirkung des Rechtsmittels des NABU-RLP wie-
der herzustellen (Az. 8 B 10233/16, Az. 8 B 
10234/16. OVG). 

Anders als das Verwaltungsgericht Trier bejahte 
das Oberverwaltungsgericht die Antragsbefug-
nis. Es stelle klar, dass es sich bei der Zulas-
sung des vorzeitigen Beginns der Errichtung 
einer nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz 
genehmigungsbedürftigen und auch UVP-
pflichtigen Anlage gem. § 8a BImSchG um eine 
sonstige behördliche Entscheidung über die 
Zulässigkeit eines UVP-pflichtigen Vorhabens 
im Sinne von § 2 Abs. 3 Nr. 1 des UVP-
Gesetzes handelt (s. o.): 
 „Der Senat hat sich der in der Literatur wohl 
herrschenden Meinung angeschlossen, dass im 
Rahmen des Verweises von § 1 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 UmwRG auf § 2 Abs. 3 UVPG in Fällen 
gestufter Zulassungsverfahren ein weiter Zulas-
sungsbegriff zugrunde zu legen ist. Dafür streitet 
der Wortlaut des § 2 Abs. 3 UVPG, der alle be-
hördlichen Entscheidungen über die Zulässig-
keit eines Vorhabens erfasst. … Auch der Sinn 
und Zweck der Aarhus-Konvention und der Öf-
fentlichkeitsbeteiligungs-Richtlinie, einen weiten 
Zugang zu mitgliedstaatlichen Überprüfungsver-
fahren zu eröffnen, stützt diese Interpretation. … 
Dies gilt auch für die Zulassung des vorzeitigen 
Beginns der Errichtung einer nach dem Bundes-
immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürfti-
gen Anlage gem. § 8a BImSchG: Auch wenn die 
Zulassung des vorzeitigen Beginns die eigentli-
che Zulassungsentscheidung weder ersetzt 
noch vorwegnimmt, kann der Vorhabenträger 
auf ihrer Grundlage mit einer teilweisen Reali-
sierung des Vorhabens beginnen. Diese tat-
sächlichen Wirkungen rechtfertigen es, von ei-
ner Zulassungsentscheidung im hier maßgebli-
chen Zusammenhang zu sprechen.“ 

Der Antrag hatte auch in der Sache Erfolg, da 
hinreichende Anhaltspunkte für artenschutz-
rechtliche Bedenken gegen die Fortsetzung der 
zugelassenen Rodungsarbeiten bestanden. Die 

Erfüllung von Verbotstatbeständen des § 44 
Abs. 1 BNatSchG konnten zumindest im Hin-
blick auf verschiedene streng geschützte Fle-
dermausarten nicht ausgeschlossen werden. 
Die artenschutzfachlichen Untersuchungen hin-
sichtlich der Fledermausarten wiesen erhebliche 
Defizite auf, weil sie von den Empfehlungen des 
im Auftrag des Ministeriums für Umwelt, Land-
wirtschaft, Ernährung, Weinbau und Forsten 
erstellten Gutachtens „Naturschutzfachlichen 
Rahmens zum Ausbau der Windenergienutzung 
in Rheinland-Pfalz“ vom 13. September 2012 in 
mehrfacher Hinsicht deutlich abwichen und des-
halb erhebliche fachliche Fragen offen ließen. 
Den Eintritt eines Umweltschadens in Form ei-
nes Biodiversitätsschadens im Zusammenhang 
mit den Rodungsarbeiten konnte der Senat 
deshalb nicht ausschließen. 

 
  

Die Wiederbelebung des Verfahrensrechts – 
Zur Änderung des § 4 UmwRG 

von RA Peter Kremer, Berlin 
 

Verfahrensfehler im Bereich des Umweltrechts 
haben wieder eine größere Bedeutung. Auf-
grund der Altrip-Entscheidung des EuGH1 wurde 
durch das sog. Altrip-Umsetzungsgesetz2 § 4 
UmwRG um einige Regelungen zu Verfahrens-
fehlern ergänzt.  

Die bis zum 25.11.2015 geltende Fassung des § 
4 UmwRG kannte nur wenige relevante Verfah-
rensfehler bei der Umweltverträglichkeitsprü-
fung. Beachtliche Verfahrensfehler lagen nur 
vor, wenn eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) oder eine UVP-Vorprüfung nicht durchge-
führt und nicht nachgeholt3 worden waren oder 
wenn die UVP-Vorprüfung nicht den Anforde-
rungen des § 3a Satz 4 UVPG4 entsprach. Die 
                                                
1
 EuGH, 7.11.2013, C-72/12 

2
 Gesetz vom 20.11.2015 zur Änderung des Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetzes zur Umsetzung des Urteils des 

Europäischen Gerichtshofs vom 7. November 2013 in der 

Rechtssache C-71/12, BGBl. 2015, Teil I, Nr. 46, vom 

25.11.2015, S. 2059 f 
3
 Die Nachholung einer UVP im gerichtlichen Verfahren 

war vom BVerwG abgelehnt worden, siehe BVerwG, 

20.8.2008, 4 C 11/07, Rz. 23 ff. (Putenmaststall). Die 

Nachholung einer unterbliebenen Vorprüfung ist nur dann 

zulässig, wenn diese rechtmäßig zu dem Ergebnis kommt, 

dass eine UVP nicht erforderlich war.  
4
 § 3a Satz 4 UVPG lautet: Beruht die Feststellung, dass 

eine UVP unterbleiben soll, auf einer Vorprüfung des 

Einzelfalls nach § 3c, ist die Einschätzung der zuständigen 

Behörde in einem gerichtlichen Verfahren betreffend die 

lexsoft://document/FILENAME?xid=139657,7
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Neufassung von § 4 UmwRG behält diese Ver-
fahrensfehler bei.  

Als neuer absoluter Verfahrensfehler kommt 
eine unterbliebene Öffentlichkeitsbeteiligung 
hinzu, wenn diese nach § 9 UVPG oder nach § 
10 BImSchG vorgeschrieben war.  

Schließlich enthält der neue § 4 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 UmwRG eine weitere Kategorie eines ab-
soluten Verfahrensfehlers. Ein solcher liegt vor, 
wenn er nach Art und Schwere den genannten 
Verfahrensfehlern (Nichtdurchführung einer 
UVP, unterbliebene Öffentlichkeitsbeteiligung) 
vergleichbar ist, nicht geheilt wurde „und der 
betroffenen Öffentlichkeit die Möglichkeit der 
gesetzlich vorgesehenen Beteiligung am Ent-
scheidungsprozess genommen hat; zur Beteili-
gung am Entscheidungsprozess gehört auch 
der Zugang zu den Unterlagen, die zur Einsicht 
für die Öffentlichkeit auszulegen sind.“ 

Als Beispiel für diesen Verfahrensfehler nennt 
die Gesetzesbegründung5 die Nichtauslegung 
der Antragsunterlagen. Der Gesetzgeber hat 
also den Fall vor Augen, in dem die Öffentlich-
keit beteiligt wird, aber keine Unterlagen ausge-
legt werden, denn das gänzliche Unterbleiben 
der Öffentlichkeitsbeteiligung ist bereits von § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 UmwRG erfasst.6  

Ausweislich der Gesetzesbegründung liegt die 
erforderliche Schwere für den absoluten Verfah-
rens-Auffangfehler nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
UmwRG nicht vor, „wenn lediglich einzelne Un-
terlagen oder Angaben fehlen oder inhaltlich 
fehlerhaft sind; hier fehlt es an der Vergleichbar-
keit mit den Verfahrensverstößen nach Nummer 
1 und 2.“ 

Andere Verfahrensfehler, die nicht unter Abs. 1 
fallen, sind als relative Verfahrensfehler in § 4 
Abs. 1a UmwRG geregelt. Für diese Verfah-
rensfehler gilt § 46 VwVfG.7 Wie immer enthüllt 

                                                                             
Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens nur 

daraufhin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend 

den Vorgaben von § 3c durchgeführt worden ist und ob 

das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
5
 Bundestags-Drucksache 18/5927, 7.9.2015 

6
 Die praktische Relevanz dieses Auffangtatbestands wird 

sich erst noch erweisen müssen. Fälle, in denen keine 

Unterlagen ausgelegt wurden, aber trotzdem die Öffent-

lichkeit beteiligt wurde (etwa durch einen isolierten Erör-

terungstermin oder die Bekanntmachung von Unterlagen 

mittels Lausprecherdurchsage) waren bisher eher selten. 
7
 § 46 VwVfG: Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, 

der nicht nach § 44 nichtig ist, kann nicht allein deshalb 

beansprucht werden, weil er unter Verletzung von Vor-

schriften über das Verfahren, die Form oder die örtliche 

Zuständigkeit zu Stande gekommen ist, wenn offensichtlich 

der Gesetzgeber das Rätsel, ob es sich um eine 
Rechtsgrund- oder eine Rechtsfolgenverwei-
sung handelt, nicht. Bei einer Rechtsgrundver-
weisung wären nur Verletzungen des Verfah-
rens, der Form oder der örtlichen Zuständigkeit 
erfasst. Da nach der Gesetzesbegründung aber 
beispielsweise auch die inhaltliche Fehlerhaftig-
keit von Antragsunterlagen einen (relativ) rüge-
fähigen Verfahrensfehler darstellen kann, darf 
gemutmaßt werden, dass es sich um eine 
Rechtsfolgenverweisung handelt. Der Verweis 
erschöpft sich also darauf, dass jedweder nicht 
unter Absatz 1 fallender Verfahrensfehler als 
unbedeutend anzusehen ist, wenn offensichtlich 
ist, dass die Entscheidung in der Sache durch 
den Fehler nicht beeinflusst wurde.8  

Gegenüber dem rechtsfolgenverwiesenen § 46 
VwVfG enthält § 4 Abs. 1a UmwRG aber nun 
eine bedeutende Neuerung. In seinem Satz 2 
heißt es: Lässt sich durch das Gericht nicht auf-
klären, ob ein Verfahrensfehler nach Satz 1 die 
Entscheidung in der Sache beeinflusst hat, wird 
eine Beeinflussung vermutet. 

Mit diesen Formulierungen setzt § 4 Abs. 1a 
UmwRG die Vorgaben der bereits zitierten 
Altrip-Entscheidung um. Ungewöhnlich dabei ist, 
dass ausdrücklich die gerichtliche Aufklärung 
angesprochen wird. Eigentlich ist dies eine 
Selbstverständlichkeit, weil § 86 Abs. 1 VwGO 
die Gerichte ohnehin verpflichtet, den Sachver-
halt selbst aufzuklären. Die besondere Erwäh-
nung bedeutet aber, dass es auf Beweisanträge 
der beteiligten Parteien nicht ankommt. Das 
wiederum wirkt sich vor allem für die Rechtsmit-
telinstanzen aus, da ein gerichtlicher Verfah-
rensfehler vorliegt, wenn das Gericht – bei un-
geklärter Sachlage – die Frage der Beeinflus-
sung der Entscheidung nicht selbst ermittelt und 
ggf. Beweis erhebt. 

Man kann vermuten, dass es vor allem die Re-
gelung in § 4 Abs. 1a Satz 2 UmwRG sein wird, 
die künftig zu einer Wiederbelebung des Verfah-
rensrechts führt. Denn der in der Gesetzesbe-
gründung angesprochene Fall des Fehlens von 
Teilen erforderlicher Antragsunterlagen oder der 
Fehlerhaftigkeit einzelner Antragsunterlagenbe-
standteile ist in der Praxis der Regelfall. Neh-
men die Behörden diese Vorschrift ernst, wird 
die Frage der Vollständigkeit und Richtigkeit 
auszulegender Unterlagen künftig wieder kriti-

                                                                             
ist, dass die Verletzung die Entscheidung in der Sache 

nicht beeinflusst hat. 
8
 Warum der Gesetzgeber dies nicht einfach in das Gesetz 

schreibt, sondern stattdessen eine unklare Verweisung 

vornimmt, mag mit der Lust an der Verweisung zu tun 

haben; die Klarheit des Gesetzes fördert dies nicht. 

lexsoft://document/FILENAME?xid=139657,7
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scher geprüft und eine ganz neue Bedeutung 
bekommen. 

Nach § 4 Abs. 1b UmwRG sollen grundsätzlich 
alle Verfahrensschritte nachgeholt und Verfah-
rensfehler geheilt werden können. Die Feststel-
lung des BVerwG, dass eine unterbliebene UVP 
im gerichtlichen Verfahren in der Regel nicht 
nachgeholt werden kann9, ignoriert der Gesetz-
geber damit weiterhin. Auch die Nachholung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung im gerichtlichen Ver-
fahren dürfte schwerlich mit der Putenmaststall-
Entscheidung des BVerwG10 zu vereinbaren 
sein, da das BVerwG ausdrücklich auf die Pflicht 
zur Durchführung von UVP und Öffentlichkeits-
beteiligung vor der Genehmigung hinweist. Au-
ßerdem ist schwer vorstellbar, dass eine Öffent-
lichkeitsbeteiligung mit Auslegung der Unterla-
gen, Möglichkeit zur Einwendung und Erörte-
rungstermin während des Gerichtsverfahrens 
durchgeführt werden kann. Schließlich können 
derartige Verfahrenshandlungen nur nachgeholt 
werden, wenn eine ergebnisoffene Entschei-
dungssituation vorliegt, was bei einer bereits 
erteilten, gerichtlich angefochtenen und von der 
Behörde vor Gericht verteidigten Entscheidung 
schlicht nicht gegeben ist. 

§ 4 Abs. 1b UmwRG ordnet an, dass § 45 Abs. 
2 VwVfG und andere Vorschriften zur Planerhal-
tung weiterhin gelten. Das war in der davor gel-
tenden Fassung von § 4 UmwRG ebenfalls ent-
halten.  

Gleiches gilt für den Vorrang der §§ 214 und 
215 BauGB im Bauplanungsrecht. In denjenigen 
Fällen, in denen umweltrechtliche Fragen auf 
der Planungsebene entschieden werden, dürfte 
dies allerdings schwerlich mit der Altrip-
Entscheidung zu vereinbaren sein.11 

§ 4 Abs. 1b Satz 2 UmwRG beendet den Streit12 
über die Frage, ob das gerichtliche Verfahren 
zur Fehlerheilung ausgesetzt werden darf. Eine 
solche Aussetzung ist jetzt grundsätzlich zuläs-
sig. Wie oben gezeigt bestehen allerdings er-
hebliche Bedenken, ob eine fehlende UVP oder 
eine fehlende Öffentlichkeitsbeteiligung über-

                                                
9
 BVerwG, 20.8.2008, 4 C 11/07, Rz. 23 ff. (Putenmast-

stall) 
10

 BVerwG, 20.8.2008, 4 C 11/07, Rz. 23 ff. (Putenmast-

stall) 
11

 Zur (wahrscheinlichen) Unvereinbarkeit der baupla-

nungsrechtlichen Fehlerrügepflicht aus § 215 Abs. 1 Nr. 1 

BauGB siehe jüngst BVerwG, 3.3.2016, 4 BN 40/15. 
12

 Siehe hierzu Fellenberg/Schiller, in: Landmann/Rohmer, 

Umweltrecht, Kommentar, § 4 UmwRG Rz. 24, unter 

Verweis auf Kopp/Schenke, VwGO, § 94 Rz. 23 

haupt im gerichtlichen Verfahren nachgeholt 
werden können. Die Möglichkeit der Aussetzung 
des gerichtlichen Verfahrens ändert hieran 
nichts.  

Die in § 4 UmwRG genannten Verfahrensfehler 
können – wie schon nach der alten Regelung – 
auch von Privatklägern geltend gemacht wer-
den.13 Allerdings müssen Privatkläger im Rah-
men der Zulässigkeitsprüfung nach h.M. aufzei-
gen, dass die Möglichkeit der Betroffenheit in 
drittschützenden Rechten bestand.14 Ist diese 
Hürde überwunden, können sie sich auf die Ver-
letzung der in § 4 UmwRG normierten Verfah-
rensfehler unter den gleichen Voraussetzungen 
stützen wie die Umweltvereinigungen. 

Im Ergebnis ist festzustellen, dass dem Gesetz-
geber die Umsetzung der Vorgaben der Altrip-
Entscheidung nur teilweise gelungen ist. Dis-
kussionen wird es wohl zu folgenden Punkten 
geben:  

 Zur Definition des absoluten Verfahrens-
fehlers aus § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
UmwRG bzw. der Frage, wann ein Verfah-
rensfehler in Art und Schwere dem Unter-
lassen einer UVP oder der Öffentlichkeits-
beteiligung gleichzusetzen ist.  

 Damit zusammen hängt die Frage, ob 
jedweder nicht unter Abs. 1 fallender Ver-
fahrensfehler in den Anwendungsbereich 
des relativen Verfahrensfehlers aus Abs. 
1a mit der entsprechenden Vermutungs-
regelung der Kausalität fällt.  Auf die An-
wendung dieser Vermutungsregelung 
durch die Gerichte, die explizit mit einer 
gerichtlichen Aufklärungspflicht versehen 
ist, darf man gespannt sein.  

 Nach wie vor kritisch ist die Möglichkeit 
der Nachholung von Verfahrensschritten 
bzw. deren Heilung, jedenfalls wenn sich 
dies auf eine unterbliebene UVP oder eine 
unterbliebene Öffentlichkeitsbeteiligung 
beziehen sollte. 

 

Insgesamt ist aber festzustellen, dass die Altrip-
Entscheidung des EuGH dem Verfahrensrecht 

                                                
13

 Das Gesetz verweist auf § 61 Nr. 1 und 2 VwGO und 

damit auf natürliche und juristische Personen und Vereini-

gungen, soweit ihnen ein Recht zustehen kann.  
14

 BVerwG, 27.6.2013, 4 B 37/12, Rz. 10; das VG Aachen 

bleibt dagegen dabei, dass Privatkläger die Verletzung der 

Verfahrensfehler auch ohne potentielle eigene Betroffen-

heit geltend machen können, siehe VG Aachen, 20.1.2016, 

3 K 2445/12, Rz. 34 
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wieder deutlich mehr Gewicht verliehen hat. Die 
Anforderungen an eine ordnungsgemäße UVP 
und eine ausreichende Beteiligung der Öffent-
lichkeit sind erfreulicherweise gestiegen. 

 
 

Rechtsschutz bei Nichtdurchführung der 
FFH-Verträglichkeitsprüfung durch Behör-
den – Reusenfischerei am Steinhuder Meer 

Von  RA Dr. Frank Niederstadt, Hannover 
 

Beschluss des BVerwG vom 9.2.2016 –  
Az.: 4 B 2.16 

Vorangehend: VG Hannover, Urteil vom 
31.1.2013 – Az.: 4 A 5418/12 

OVG Lüneburg, Urteil vom 3.3.2015 –  
Az.: 44 LC 39/13 

Mit Beschluss vom 09.02.2016 hat das BVerwG 
die Zulassung der Revision gegen das Urteil des 
OVG Lüneburg vom 03.03.2015 abgelehnt. Das 
OVG Lüneburg hat die Klagebefugnis von Um-
weltverbänden wegen einer Verletzung der Mit-
wirkungsrechte an einer Abweichungsentschei-
dung nach § 63 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG ver-
neint, sofern die zuständige Behörde eine gebo-
ten erscheinende FFH-Verträglichkeits-prüfung 
nicht durchführt.  
Die Entscheidung führt im Ergebnis zu einer 
erheblichen Rechtsschutzlücke. Die Klagerech-
te der Verbände laufen auf der Grundlage des 
jetzt rechtskräftigen Urteils des OVG Lüneburg 
immer dann leer, wenn materiell-rechtlich eine 
Abweichungsentscheidung geboten ist, die ihr 
vorgeschaltete und erforderliche FFH-Verträg-
lichkeitsprüfung von der zuständigen Behörde 
jedoch einfach nicht durchgeführt wird.   

Dem Klageverfahren zugrunde lag die Zuwan-
derung der Art Fischotter (Lutra lutra) im Zuge 
der natürlichen Ausbreitung ins FFH-Gebiet 
Steinhuder Meer. Der Fischotter war zwar als 
Anhang II Art nicht im Standarddatenbogen ge-
nannt, unterfiel aber als charakteristische Art der 
im FFH-Gebiet geschützten Lebens-raumtypen 
mit seiner Einwanderung unmittelbar dem 
Schutz des FFH-Gebiets. Die am Steinhuder 
Meer schon seit langen Zeiten betriebene 
Reusenfischerei bedarf als solche keiner be-
hördlichen Genehmigung. Sie führt allerdings zu 
einer erheblichen Tötungsgefahr für die zuge-
wanderten Fischotter, da Otter den Fischen in 
die Reusen folgen und dort ertrinken. Die in sol-
chen Fällen üblichen Schutzvorrichtungen, so-
genannte Otterkreuze, werden am Steinhuder 
Meer nicht eingesetzt. Der Kläger forderte von 
der zuständigen Behörde zunächst die Durch-
führung einer FFH-Verträglichkeitsprüfung auf 

der Grundlage des § 34 Abs. 6 BNatSchG. Die 
Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprü-
fung wurde von der zuständigen Naturschutz-
behörde jedoch abgelehnt. Man war dort u. a. 
der Meinung, dass es sich bei der 
Reusenfischerei um kein Projekt im Sin-ne des 
§ 34 Abs. 1 und 6 BNatSchG handele.    

Auf die eingelegte Klage verpflichtete das Ver-
waltungsgericht die beklagte Naturschutzbe-
hörde mit Urteil vom 31.01.2013 dazu, den bei-
geladenen Fischern die Reusenfischerei am 
Steinhuder Meer bis zum Abschluss einer Ver-
träglichkeitsprüfung zu untersagen, soweit keine 
Reusen eingesetzt werden, die mit technischen 
Schutzvorrichtungen ausgestattet sind.  Die Tö-
tungsgefahr von Fischottern sollte also durch 
geeignete Schutzvorrichtungen ausgeschlossen 
werden. Gleichzeitig wurde einem entsprechen-
den einstweiligen Rechtsschutzantrag stattge-
geben.  

Das Verwaltungsgericht stellte im Urteil fest, 
dass es sich bei der Reusenfischerei um ein 
Projekt im Sinne von § 34 Abs. 1 BNatSchG 
handelt, welches geeignet ist, das FFH-Gebiet 
„Steinhuder Meer“ in seinen Erhaltungszielen zu 
beeinträchtigen. Das VG führte weiter aus, dass 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft vom Pro-
jektbegriff nicht ausgenommen seien und berief 
sich dabei auf die Rechtsprechung des EuGH, 
aus der zu schließen sei, dass auch die seit 
Jahrzehnten am Steinhuder Meer betriebene 
Reusenfischerei von der Verträglichkeitsprüfung 
nicht freigestellt  ist, sofern es sich um einen 
regelmäßig wiederkehrenden Eingriff handelt 
(vgl. EuGH, Urteil v. 07.09.2004, C-127/02 – 
„Herzmuschelfischerei“ - und Urteil vom 
14.01.2010, C-226/08 – „Papenburg“). Die von 
der Behörde abgelehnte FFH-Verträglichkeits-
prüfung war daher unter diesen Voraussetzun-
gen erforderlich.  

Da die der Verträglichkeitsprüfung im Falle des 
Ergebnisses der Unverträglichkeit nachfol-
gende Abweichungsentscheidung nach § 34 
Abs. 3 und 4 BNatSchG gemäß gefestigter 
Rechtsprechung als Befreiung im Sinne von § 
63 Abs. 2 Nr. 5 BNatschG eingestuft wird, be-
stand nach dem VG hinsichtlich der Abwei-
chungsentscheidung ein Beteiligungs- und Kla-
gerecht der Umweltverbände. Das Verwaltungs-
gericht konstatierte zwar die Problematik, dass 
ohne die Durchführung der Verträglichkeitsprü-
fung nicht abschließend festgestellt werden 
kann, ob eine Abweichungsentscheidung über-
haupt erforderlich ist. Da ohne die Durchführung 
der gebotenen Verträglichkeitsprüfung eine Ver-
letzung des Mitwirkungsrechts der Verbände an 
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der Abweichungsentscheidung jedoch nicht 
ausgeschlossen werden könne bzw. das Beteili-
gungsrecht vereitelt würde, bejahte das Verwal-
tungsgericht  entsprechend der Fallgestaltung 
der sogenannten Partizipationserzwingungskla-
ge einen Anspruch der Umweltverbände auf 
Unterlassung des Vorhabens bis zur Nachho-
lung der verabsäumten Verträglichkeitsprüfung. 
Denn auch in den Fällen, in denen zu Unrecht 
erst gar keine Verträglichkeitsprüfung durchge-
führt wird, verletze dies die Rechte einer aner-
kannten Naturschutzvereinigung, da die Behör-
de das an sich gebotene Verfahren unterlässt 
und deshalb das mögliche nachgelagerte Mit-
wirkungsrecht vereitelt. Nur wenn mit überwie-
gender Wahrscheinlichkeit eine Unverträglich-
keit des Vorhabens ausgeschlossen werden 
kann, sei das Mitwirkungsrecht nicht verletzt. 
Die Berufung wurde vom Verwaltungsgericht 
zugelassen.  

Eine Berufungseinlegung erfolgte durch die bei-
geladenen Fischer, insbesondere weil man die 
Einstufung der Reusenfischerei als Projekt dort 
nicht hinzunehmen bereit war. Entsprechende 
Bedenken hatte auch die beklagte Behörde. 
Allerdings erklärte die Behörde in der mündli-
chen Verhandlung vor dem OVG, dass man sich 
jetzt entschieden habe, eine Verträglichkeits-
prüfung durchzuführen. Ein Gutachter werde 
zurzeit gesucht.  

Das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht 
in Lüneburg änderte das Urteil des Verwal-
tungsgerichts Hannover mit seiner Entscheidung 
vom 3. März 2015 und wies die Klage ab. Die 
vom Verwaltungsgericht festgestellte materielle 
Rechtslage wurde vom OVG allerdings vollin-
haltlich bestätigt. Die Reusenfischerei unterfällt 
auch nach Auffassung des OVG dem Projekt-
begriff des § 34 Abs. 1 BNatSchG, da sie geeig-
net ist, das Natura-2000-Gebiet erheblich zu 
beeinträchtigen, solange keine geeigneten 
Schutzvorrichtungen für Fischotter verwandt 
werden. Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung sei 
daher auch nach Auffassung des OVG erforder-
lich. Die erst nachträgliche Einwanderung des 
Fischotters in das FFH-Gebiet stehe dem nicht 
entgegen.  

Ein Anspruch des Klägers auf Unterlassung der 
Reusenfischerei ohne die notwendigen Schutz-
vorrichtungen war nach Auffassung des OVG 
dennoch abzulehnen, weil es an der erforderli-
chen Klagebefugnis des Klägers fehle. § 34 
Abs. 6 BNatSchG diene nicht der Sicherung von 
Klagerechten der Umweltverbände, und ein 

Mitwirkungsrecht des Klägers aus § 63 Abs. 2 
Nr. 5 BNatSchG könne nur dann verletzt wer-
den, wenn zuvor tatsächlich eine FFH-Ver-
träglichkeitsprüfung durchgeführt wurde, die zu 
dem Ergebnis der Unverträglichkeit gekommen 
sei. Da es kein Beteiligungsrecht an der hier er-
forderlichen Verträglichkeitsprüfung gebe, könne 
durch die Nichtdurchführung der Verträglich-
keitsprüfung auch kein Mitwirkungsrecht verletzt 
werden. Ob die FFH-Verträglichkeitsprüf-ung die 
Unverträglichkeit feststellen würde, sei überdies 
ungewiss.   

Schließlich sei § 34 Abs. 6 Satz 4 BNatSchG, 
mit der die Behörde eine vorläufige Einstellung 
eines (genehmigungsfreien) Projekts anordnen 
könne, eine Ermessensnorm und eine Ermes-
sensreduzierung auf Null könne aus Art. 6   Abs. 
3 FFH-RL nicht hergeleitet werden. Die Revision 
wurde vom OVG nicht zugelassen.  

Mit der Anwendung der in der Rechtsprechung 
etablierten Rechtsfigur der sogenannten Par-
tizipationserzwingungsklage auf die hiesige 
Konstellation hat sich das OVG in seiner  Ent-
scheidung nicht ernsthaft auseinandergesetzt, 
obwohl dies durchaus nahe gelegen hätte und 
im Sinne der Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
wünschenswert gewesen wäre. Nach dieser 
Rechtsfigur kann ein Umweltverband ein Beteili-
gungsverfahren im Klageweg erzwingen, wenn 
die Behörde das an sich gebotene, mit Beteili-
gungsrechten versehene Genehmigungsver-
fahren zu umgehen oder zu vermeiden versucht. 
Gleichzeitig besteht ein Anspruch auf Unterlas-
sung des Vorhabens bis zur Nachholung der 
erforderlichen Beteiligung.  

Schwer nachvollziehbar ist ferner, dass das Er-
gebnis der FFH-Verträglichkeitsprüfung als un-
gewiss eingestuft wird. In Anbetracht der vom 
OVG selbst festgestellten Tötungsgefahr der 
Otter in den Reusen und der sehr kleinen ein-
gewanderten Population ist kaum erkenn-bar, 
dass eine fachlich korrekte FFH-Verträg-
lichkeitsprüfung hier zum Ergebnis der Verträg-
lichkeit kommen könnte. Auch die Auffassung 
des OVG, dass der zuständigen Behörde nach 
§ 34 Abs. 6 Satz 4 BNatSchG ein Ermessen 
dahingehend zustände, ob sie ein genehmi-
gungsfreies Projekt, welches geeignet ist, ein 
FFH-Gebiet zu beeinträchtigen, bis zur Durch-
führung der FFH-Verträglichkeitsprüfung unter-
sagt oder nicht, sieht sich gravierenden europa-
rechtlichen Bedenken ausgesetzt. Denn das 
OVG setzt sich nicht damit auseinander, dass 
nach ständiger Rechtsprechung des EuGH die 
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Maßstäbe der Verträglichkeits-prüfung nach Art. 
6 Abs. 3 FFH-RL mit den Maßstäben des Ver-
schlechterungsverbotes nach Art. 6 Abs. 2 FFH-
RL identisch sind. Hieraus folgt aber, dass jedes 
Projekt, welches geeignet ist, ein FFH-Gebiet 
erheblich zu beeinträchtigen, bis zur Durchfüh-
rung der Verträglichkeitsprüfung bereits per Ge-
setz unzulässig ist. Ein Ermessen hinsichtlich 
der weiteren Zulassung der Prüfung bis zur 
Durchführung der Verträglichkeitsprüfung kann 
es daher vor dem Hintergrund der europarecht-
lichen Vorgaben nicht geben (Vgl. auch Fischer-
Hüftle, FFH-Projektzulassung mittels Anzeige-
pflicht, NuR 2009, S. 101 ff.).  

Unmittelbar nach Bekanntgabe des obergericht-
lichen Urteils gab die beklagte Behörde ihre in 
der mündlichen Verhandlung erklärte Absicht, 
eine Verträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wieder auf. Eine solche wäre vorliegend zu kos-
tenintensiv, die beigeladenen Fischer wären 
nicht bereit, entsprechende Kosten zu tragen 
und man würde versuchen, eine einvernehmli-
che Lösung mit den Fischern dergestalt zu er-
reichen, dass diese in Zukunft nur noch Reusen 
mit für Otter geeigneten Ausstiegshilfen ver-
wenden. Dann würde eine FFH-Verträglich-
keitsprüfung entbehrlich. Eine entsprechende 
Lösung steht bis heute allerdings noch aus.  

Die vom klagenden Umweltverband eingelegte 
Nichtzulassungsbeschwerde gegen die Nichtzu-
lassung der Revision wurde vom 4. Senat des 
BVerwG mit Beschluss vom 9. Februar 2016 
zurückgewiesen. Der Beschluss wurde im We-
sentlichen damit begründet, dass die beklagte 
Behörde in der mündlichen Verhandlung erklärt 
habe, die FFH-Verträglichkeitsprüfung jetzt 
durchführen zu wollen. Die Frage, ob das Mit-
wirkungsrecht an der Abweichungsentscheidung 
nach § 63 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG durch die 
Nichtdurchführung der FFH-Verträglichkeits-
prüfung verletzt werden könne, würde sich da-
her gar nicht stellen. Damit komme es auch 
nicht mehr auf die übrigen mit der Nichtzulas-
sungsbeschwerde aufgeworfenen Fragen an.  
 
Bewertung  
Das Ergebnis des Verfahrens erscheint in meh-
rerlei Hinsicht unbefriedigend. Die grundsätz-lich 
bedeutsame Frage, ob die Unterlassung der 
gebotenen Verträglichkeitsprüfung eine Verlet-
zung des Mitwirkungsrechts an der Abwei-
chungsentscheidung darstellen kann, bleibt vom 
BVerwG unbeantwortet. Diese Frage ist von der 
vom BVerwG bereits entschiedenen Frage strikt 
zu trennen, dass ein Beteiligungsrecht der Um-
weltverbände an der Verträglichkeitsprüfung 

selbst nicht besteht (BVerwG, Urteil vom 1. April 
2015, 4 C 6.14). 

Wie sich aus dem Umstand ergibt, dass die be-
klagte Behörde unmittelbar nach dem Urteil des 
OVG von ihrer Erklärung eine FFH-Verträg-
lichkeitsprüfung jetzt durchführen zu wollen, 
wieder Abstand genommen hat, sind gewisse 
Zweifel an der Auffassung des BVerwG ange-
bracht, dass bereits die hier vorliegende  Ab-
sichtserklärung  der Behörde das Rechtsschutz-
bedürfnis des Klägers für die aufgeworfene Fra-
ge entfallen lässt. Denn anderenfalls hätte es 
die Behörde jederzeit im Zuge eines Gerichts-
verfahrens in der Hand, dem Kläger durch eine 
revidierbare und nicht bindende Erklärung die 
ggf. bestehende Klagebefugnis zu entziehen. 
Einiges spricht hier stattdessen dafür, wie das 
Verwaltungsgericht in seiner Entscheidung auf 
die tatsächliche Durchführung der FFH-
Verträglichkeitsprüfung abzustellen. Nur beiläu-
fig sei erwähnt, dass die Frage der Verletzung 
des Mitwirkungsrechts aus   § 63 Abs. 2 Nr. 5 
BNatSchG sich ebenfalls stellen würde, wenn 
die FFH-Verträglichkeitsprüfung mit einem of-
fensichtlich unzutreffenden Ergebnis abge-
schlossen wurde. 

Für das Oberverwaltungsgericht wiederum spiel-
te die Erklärung der Behörde in der mündlichen 
Verhandlung, eine FFH-Verträglichkeitsprüfung 
durchführen zu wollen, anders als für die Nicht-
zulassungsentscheidung des BVerwG, über-
haupt keine Rolle. Denn aus Sicht des OVG 
kommt es darauf nicht an, da die Nichtdurchfüh-
rung der FFH-Verträglichkeits-prüfung generell 
keine Mitwirkungsrechtsverletzung begründen 
kann. Diese Auffassung ist durch die Zurück-
weisung der Nichtzulassungsbeschwerde jetzt in 
Rechtskraft erwachsen.   

Insgesamt resultiert aus der jetzt rechtskräftig 
gewordenen Entscheidung eine erhebliche 
Rechtsschutzlücke. Denn nach Auffassung des 
OVG unterliegt es nicht der Klagebefugnis der 
Umweltverbände, wenn eine Behörde das Mit-
wirkungsrecht an der Abweichungsentschei-
dung dadurch vereitelt, dass die gebotene FFH-
Verträglichkeitsprüfung einfach nicht durchge-
führt wird. Das heißt bei allen Projekten,  in de-
nen es kein Genehmigungsverfahren als Trä-
gerverfahren gibt, wie zum Beispiel bei zahlrei-
chen Tätigkeiten der Land-, Forst- und Fische-
reiwirtschaft, kann danach die Missachtung  der 
habitatschutzrechtlichen Maßstäbe durch die 
zuständigen Behörde keiner gerichtlichen Über-
prüfung unterzogen werden. Wie aus der Praxis 
bekannt ist, kommen solche Fälle jedoch nicht 
selten vor.  
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Im Hinblick auf diese Fälle wäre eine klare Aus-
sage des BVerwG zur Rechtsschutzsituation 
wünschenswert gewesen. Es ist bedauerlich, 
dass diese Gelegenheit dadurch versäumt wur-
de, dass das Gericht sich auf die im OVG-Urteil 
dokumentierte Aussage zurückgezogen hat, die 
FFH-Verträglichkeitsprüfung sei inzwischen ein-
geleitet worden. Dies gilt umso mehr, da die 
Behörde die entsprechende Absicht bereits vor 
der Entscheidung des BVerwG erklärtermaßen 
wieder aufgegeben hatte. Gerade dieser Verlauf 
zeigt, dass die Ansicht des OVG Lüneburg, wo-
nach eine Verletzung des Mitwirkungsrechts 
eines Naturschutzverbands an der Abwei-
chungsentscheidung erst nach vollständiger 
Durchführung einer FFH-Verträglichkeitsprü-
fung in Betracht kommt, das Verbandsklage-
recht von der Willkür der jeweiligen Behörden-
entscheidung abhängig macht.   

Es bleibt zu hoffen, dass das letzte Wort zu den 
hier aufgeworfenen Rechtsfragen mit dieser 
Entscheidung noch nicht gesprochen wurde.   

 
 

Aufhebung eines Planfeststellungs-
beschlusses zum Kiesabbau wegen 

mangelnder UVP 

Von Simon Esch, Marburg 
 

Urteil des VG Osnabrück vom 04.11.2015 
– 3 A 88/14 – 

A. Einleitung 
Das Verwaltungsgericht Osnabrück hatte über 
die Anfechtungsklage eines örtlichen Natur-
schutzverbandes zu entscheiden, die sich ge-
gen einen wasserrechtlichen Planfeststellungs-
beschluss zum Kiesabbau wandte. Das VG Os-
nabrück entschied, dass ein UVP-pflichtiger 
Planfeststellungsbeschluss, der ohne zusam-
menfassende Darstellung und Bewertung der 
Umweltauswirkungen gemäß §§ 11 und 12 
UVPG erlassen wurde, rechtswidrig sei. Ohne 
diese Verfahrensschritte sei die UVP nicht ledig-
lich fehlerhaft, sondern als überhaupt nicht 
durchgeführt anzusehen. Sofern aber die UVP 
lediglich fehlerhaft sei, obliege es der Behörde 
darzulegen, dass der Fehler nicht kausal für die 
Entscheidung war. In seinem Urteil legt das VG 
die neuere Rechtsprechung des EuGH15 zu-
grunde und lässt die Präklusionsregel des § 2 
Absatz 3 UmwRG unangewandt.  
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 EuGH, Urteil vom 15.10.2015 – C-137/14 –; dazu vgl. 

RdN-Schnellbrief 192, S. 50 ff. 

B. Der Sachverhalt 
Die Beigeladene, ein Kiesunternehmen, stellte 
im Dezember 2009 beim beklagten Landkreis 
einen Antrag auf Erlass eines Planfeststellungs-
beschlusses zur Durchführung einer 
Nassauskiesung. Im Rahmen des Verwaltungs-
verfahrens wurde auch dem klagenden Umwelt-
verband Gelegenheit gegeben, sich zu beteili-
gen. Der Kläger machte vor Erlass des Plan-
feststellungsbeschlusses verschiedene Einwän-
de und Anmerkungen zu den geplanten Kom-
pensationsmaßnahmen. In einem weiteren 
Schreiben wandte er sich dann grundsätzlich 
gegen das Vorhaben.  

Der Beklagte erließ am 27.12.2011, den bean-
tragten Planfeststellungsbeschluss und erlaubte 
damit, den Bodenabbau durchzuführen. Die 
Einwände des Klägers wurden zurückgewiesen.  

Der lokale Umweltschutzverband erhob am 
31.1.2012 Klage. Für die bereits auf dem Plan-
gebiet begonnenen Rodungsarbeiten der Beige-
ladenen ordnete der Beklagte die sofortige Voll-
ziehung an, die im Eilverfahren vom Kläger an-
gegriffen und durch das VG wieder aufgehoben 
wurde. Das daraufhin sowohl von der Beigela-
denen als auch dem Beklagten angerufene 
OVG Niedersachsen stellte schließlich die sofor-
tige Vollziehbarkeit wieder her. Die Beigeladene 
setzte daraufhin die Arbeiten fort. 

Am 11.6.2012 ergänzte der Beklagte den Plan-
feststellungbeschluss um eine „Zusammenfas-
sung der Umweltauswirkungen“ (§11 UVPG) 
sowie eine kurze Bewertung der Ergebnisse 
(§12 UVPG). Nach Beginn des verwaltungsge-
richtlichen Verfahrens, ergänzte er den Plan-
feststellungsbeschluss um eine „Erweiterte Be-
wertung der Umweltauswirkungen“. 
 
C. Leitsätze des VG Osnabrück 
1. Die vor Erlass eines Planfeststellungsbe-
schlusses nicht durchgeführten Verfahrens-
schritte nach §§ 11 und 12 UVPG führen dazu, 
dass von einer nicht stattgefundenen Umwelt-
verträglichkeitsprüfung auszugehen ist. 

2. Bei den §§ 11 und 12 UVPG handelt es sich 
nicht um rein nationale Regelungen. 

3. Wird der Planfeststellungsbeschluss seit sei-
nem Erlass umgesetzt, kann keine ergebnisof-
fene Prüfung mehr erfolgen und die Anforde-
rungen der §§ 11 und 12 UVPG können nicht 
während "des laufenden Betriebs" erfüllt wer-
den.  
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4. Die Präklusionsregelungen der § 2 Abs. 3 
UmwRG (so bereits VG Osnabrück, Urteil vom 
27.02.2015 - 3 A 5/15 - juris, Rn. 153) und § 73 
Abs. 4 VwVfG finden keine Anwendung (EuGH, 
Urteil vom 15.10.2015 - C-137/14 - juris-
Langtext Rn 75 ff.). 

5. Zum rechtsmissbräuchlichen Verhalten eines 
Umweltverbandes (hier: verneint). 
 
D. Die Entscheidung 
Das VG entschied, der Planfeststellungsbe-
schluss sei formell rechtswidrig und insgesamt 
aufzuheben.  
Zur formellen Rechtswidrigkeit gelangt das VG, 
da die Verfahrensschritte der §§ 11 und 12 
UVPG bei der Erstellung des Planfeststellungs-
beschlusses nicht berücksichtigt worden seien. 
Die Ausführungen des Beklagten im Plan-
feststellungsbeschluss vom 27.12.2011 seien 
nicht als zusammenfassende Darstellung aufzu-
fassen. Insbesondere ergebe sich eine solche 
nicht aus den Nebenbestimmungen des Plan-
feststellungsbeschlusses, weil hier nur Details 
der Vorhabensumsetzung geregelt würden. §11 
UVPG verlange auch mehr als das bloße Zu-
sammenstellen der bisher vorliegenden Informa-
tionen. Vielmehr habe sich die Behörde selbst 
ein objektives Bild zu machen und zu diesem 
Zweck ggf. auch eigene Ermittlungen anzustel-
len. Die wesentliche Arbeit der Behörde beginne 
erst mit dieser objektiven Ermittlung der Lage. In 
Bezug auf § 12 stellt das Gericht fest, dieser 
fungiere als Schnittstelle zwischen der UVP und 
der Zulassungsentscheidung. Der Dreiklang des 
UVP-Verfahrens, Ermitteln-Beschreiben-
Bewerten, fände mit § 12 UVPG sein Ende. Eine 
Berücksichtigung der Ergebnisse der UVP sei 
von den vorherigen Verfahrensschritten abhän-
gig. Darum sei es zwingend notwendig, dass die 
Bewertung der Umweltauswirkungen vor dem 
Treffen einer Zulassungsentscheidung erfolge. 
Diese Berücksichtigung der Darstellung und der 
Bewertung der Umweltfolgen seien gerade Sinn 
und Zweck der UVP. Darum sei vorliegend nicht 
nur eine fehlerhafte, sondern gar keine UVP 
durchgeführt worden (UVP-Totalausfall).   

Die UVP sei auch nicht nachholbar. Das VG 
folgt dem BVerwG, das entschieden hatte, eine 
Heilung vom Verfahrensfehler der nicht durch-
geführten UVP-Vorprüfung entsprechend §§ 4 
Abs.1 UmwRG und 45 VwVfG sei nur möglich, 
solange dadurch nicht die Möglichkeit zur Um-
gehung von Unionsrecht geschaffen würde.16 
Ergebe die Vorprüfung während des gerichtli-
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 BVerwG vom 20.8.2008 – Az. 4 C 11.07 -. BVerWGE 

131, 352-369 (Putenmaststall). 

chen Verfahrens, dass durch das Vorhaben er-
hebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu 
erwarten seien, lasse sich die eigentliche UVP 
regelmäßig nicht im gerichtlichen Verfahren 
nachholen.17 Eine unabhängige Prüfung der 
Umweltverträglichkeit sei „on the fly“ nicht mög-
lich. Hier hatte die Beigeladene aufgrund der im 
Verfahren über den einstweiligen Rechtsschutz 
nicht aufgehobenen Anordnung der sofortigen 
Vollziehung bereits mit der Durchführung des 
Vorhabens beginnen dürfen und dies auch ge-
tan. Die nachträglichen Ergänzungen des Plan-
feststellungsbeschlusses durch die Beklagte 
seien darum nicht geeignet den formell rechts-
widrigen Beschluss zu heilen.  
Sofern aber alternativ von einer fehlerhaften 
UVP ausgegangen würde, ändere sich das Er-
gebnis nicht. Unter dieser Prämisse müsse hier, 
insofern begründungsalternativ, ebenfalls zur 
formellen Rechtswidrigkeit des Planfeststel-
lungsbeschlusses gelangt werden. 

Auch eine „nur“ fehlerhaft durchgeführte UVP 
begründe die formelle Rechtswidrigkeit des 
Planfeststellungsbeschlusses. In diesem Fall sei 
die UVP ebenfalls nicht nachholbar. Entgegen 
der Auffassung des OVG in seiner Entscheidung 
im Verfahren über den vorläufigen Rechts-
schutz18 lasse sich aus dem Urteil BVerwGE 
131, 352 nicht folgern, die Verfahrensschritte 
der §§ 11 und 12 UVPG ließen sich nach Be-
ginn des Vorhabens nachholen. Das BVerwG 
habe seine Ausführungen auf den Fall der un-
terbliebenen UVP-Vorprüfung beschränkt. Die 
UVP-Vorprüfung habe jedoch einen anderen 
Zweck als die „eigentliche“ UVP. Im Übrigen 
gelte das schon im Fall der gänzlich unterblie-
benen UVP Gesagte. 
Trotz formeller Rechtswidrigkeit stehen einer 
Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses 
noch die Anforderungen aus den §§ 46 VwVfG 
und 4 Abs. 1 UmwRG entgegen. 

Der deutsche Gesetzgeber begegnete den be-
sonderen Anforderungen, welche die UVP-
Richtlinie an das Fehlerfolgenrecht stellt, mit    § 
4 Abs. 1 UmwRG. Dieser statuiert für den UVP-
Totalausfall eine Ausnahme vom strengen Kau-
salitätsgebot des Fehlerfolgenrechts im allge-
meinen Verwaltungsrecht (§46 VwVfG)19. Sofern 
eine UVP, oder eine erforderliche UVP-
Vorprüfung nicht durchgeführt wurde, führt dies 
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 BVerwGE 131, 352-369, Rn. 26. 
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 OVG Niedersachsen Entscheidung vom 06. März 2013 -

– 13 ME 282/12 – (unveröffentlicht). 
19

 Demnach führen nur solche Verfahrensfehler zu einem 

Aufhebungsanspruch, die erwiesenermaßen kausal für die 

Entscheidung waren. 
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schon für sich genommen zu einem Aufhe-
bungsanspruch, ohne dass es auf eine Kausali-
tät zwischen nicht durchgeführter UVP und der 
Entscheidung ankäme. Für den Fall einer feh-
lerhaft durchgeführten UVP gibt es dagegen 
keine Ausnahme, sodass hier das Kausalitäts-
gebot greift. Nach tradierter Rechtsprechung 
hätte das VG die Klage an diesem Punkt schei-
tern lassen müssen.20 Nach der jüngsten Recht-
sprechung des EuGH dagegen hatte das VG 
anders zu entscheiden. 

Das VG verwies insoweit zunächst auf das 
Altrip- Urteil des EuGH. Dieser hatte entschie-
den, eine nationale Regelung, welche nur dann 
Zugang zu gerichtlicher Kontrolle eröffne, wenn 
die erforderliche UVP überhaupt nicht durchge-
führt wurde und für den Fall der fehlerhaften 
UVP keinen Rechtsschutz vorsehe, sei nicht 
richtlinienkonform.21  

Weiterhin nimmt das VG Bezug auf das Urteil 
des EuGH vom 15.10.201522, das den im Altrip-
Urteil eingeschlagenen Weg fortsetzt.  In diesem 
Vertragsverletzungsverfahren hatte die Kom-
mission Deutschland wegen einer mangelhaften 
Umsetzung der UVP RL gerügt. Der EuGH 
schloss sich der Argumentation der Kommission 
an und erklärte unter anderem die Regelung der 
§§ 4 UmwRG und 46 VwVfG für den Fall der 
fehlerhaft durchgeführten UVP für richtlinienwid-
rig. Demnach sei es zwar grundsätzlich zuläs-
sig, den Zugang zu gerichtlicher Kontrolle an 
weitere Voraussetzungen zu knüpfen, aber 
wenn dem Kläger die Beweislast dafür aufge-
bürdet würde, dass die Verwaltungsentschei-
dung im Fall einer korrekt durchgeführten UVP 
anders ausgefallen wäre, unterminiere dies den 
vom europäischen Gesetzgeber verfolgten 
Zweck des erweiterten Zugangs zu gerichtlicher 
Kontrolle. Dies sei bei der deutschen Umset-
zung des Art. 11 UVP-RL der Fall. Dementspre-
chend sei die deutsche Regelung für Fälle der 
fehlerhaft durchgeführten UVP unionsrechtswid-
rig. 

Das VG legt in der Folge dieser Rechtsprechung 
§ 4 UmwRG europarechtskonform aus, sodass 
der lokale Naturschutzverband nicht aufgrund 
der Beweislastverteilung des § 46 VwVfG an 
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 Sofern nicht der vorliegende UVP-Totalausfall selbst-

ständig einen Aufhebungsanspruch begründen würde. 
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 EuGH, Urteil vom 07. November 2013 – C 72/12 –. Der 

EuGH sah im Fall Altrip, anders als in seiner jüngsten 

Entscheidung, keine Veranlassung die Richtlinienkonfor-

mität des Kausalitätsgebots aus § 46 VwGO zu prüfen. 
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 Siehe oben Fn. 1. 

einer Anfechtung des Planfeststellungsbe-
schlusses gehindert ist. Vorliegend, sei es zum 
einen nicht ausgeschlossen, dass die Entschei-
dung bei Beachtung der der §§ 11, 12 UVPG 
anders ausgefallen wäre. Zum anderen habe 
der Beklagte dies auch nicht widerlegt. 

Schließlich sei der Kläger auch nicht durch ein 
unzureichendes Vorbringen im Verwaltungsver-
fahren präkludiert. Das VG folgt dem Urteil des 
EuGH vom 15.10.2015 – C-137/14 – auch da-
hingehend, dass § 2 Abs. 3 UmwRG Vorausset-
zungen an den Zugang zu gerichtlicher Kontrol-
le stelle, die sich weder in Art. 11 der Richtlinie 
2011/92/EU (UVP-RL) noch in Art. 25 der Richt-
linie 2010/75/EU (Industrieemissions-RL) fän-
den. Somit lässt es §2 Abs. 3 UmwRG 
unangewandt.  
Alternativ sei der Verband auch bei Anwendung 
des § 2 Abs.3 UmwRG nicht präkludiert. Die 
Tatsache, dass die erforderlichen Verfahrens-
schritte der §§ 11 und 12 UVPG nicht durchge-
führt wurden, hätte der Kläger erst im verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren vorbringen kön-
nen. Es sei einem Umweltverband, grade in 
einem Fall in dem die Behörde Ihren ursprüngli-
chen Bescheid mehrfach „nachbessert“, nicht 
vorzuwerfen, dass er im Laufe des (auch ge-
richtlichen) Verfahrens „dazulerne“. 
 
E.  Einordnung 
Das VG Osnabrück setzt im vorliegenden Urteil 
die Vorgaben des EuGH zu den Folgen von 
Verfahrensfehlern im Rahmen der UVP um. 
Sofern eine UVP nur fehlerhaft durchgeführt 
wurde, obliegt es nicht dem Umweltverband, 
eine Kausalität zwischen Fehler und Verwal-
tungsentscheidung zu beweisen. Damit dürfte 
nun Bewegung in die herrschende Ansicht 
kommen, die gegen § 4 Abs.1 UmwRG zwar 
unionsrechtliche Bedenken anmeldete,23 eine 
europarechtskonforme Auslegung aber auf-
grund des eindeutigen Wortlauts und der Ent-
stehungsgeschichte ablehnte. Endgültig ent-
schieden ist dieser Streit jedenfalls durch das 
Urteil des VG Osnabrück noch nicht, denn der 
Beklagte und die Beigeladene haben Nichtzu-
lassungsbeschwerde gegen das Urteil beim 
OVG Lüneburg eingelegt.24 Die Entscheidung 
des OVG und, sofern es der Beschwerde statt-
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 Aufhebungsanspruch verneinend: VGH Kassel, Urteil 

vom 19.9.2009, - 6C 1005/08.T -. NuR 2010, 428;  

Schlacke, NuR 2007, 8; Ziekow, NVwZ 2007, 259; Kment, 

NVwZ, 2007, 274. 
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 Persönliche Mitteilung durch Prozessvertreter des Um-

weltverbandes. 
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gibt, seine Ausführungen zu den Anforderungen 
an die Widerlegung der Kausalität zwischen 
Fehler und Entscheidung bleiben somit abzu-
warten.  

In jedem Fall aber wäre es wünschenswert, 
dass der Gesetzgeber die Vorschrift des § 4 
Abs. 1 UmwRG novelliert und somit Rechtsklar-
heit schafft.  

 
 

Umweltrat und Umweltausschuss des 
EU-Parlaments für die Erhaltung 

der Naturschutzrichtlinien 

von RAin Felicia Petersen, Frankfurt a. M. 
 
„Fitness-Check“ für die Erhaltung der Natur-
schutzrichtlinien 

Derzeit wird die Überarbeitung der EU-
Naturschutzrichtlinien, konkret der Vogelschutz- 
und der Fauna-Flora-Habitatrichtlinie, im Rah-
men des REFIT-Ansatzes der EU-Kommission 
diskutiert. Mit dem Programm REFIT der Euro-
päischen Kommission sollen überflüssige oder 
die Wirtschaft überproportional belastende EU-
Vorschriften identifiziert und abgebaut werden. 

Bis Anfang Juni 2016 will die EU-Kommission 
ihre Bewertung der Ergebnisse des „Fitness-
Checks“ vorlegen und den Mitgliedstaaten Maß-
nahmen zur Behebung von erkannten Proble-
men vorschlagen. Die Schlussfolgerungen könn-
ten entweder Änderungen der Richtlinien oder 
Initiativen zu ihrer besseren Umsetzung und 
Finanzierung beinhalten. Abschließend werden 
die EU-Regierungen und das Europäische Par-
lament über den Bericht der Kommission bera-
ten und entscheiden. Die Niederländische EU-
Präsidentschaft will das Thema noch in ihrer 
Amtszeit auf einer informellen Ministerkonferenz 
diskutieren. 

Die Umweltministerinnen und -minister sind bis-
her davon überzeugt, dass das EU-Natur-
schutzrecht in seiner jetzigen Form das Aus-
sterben von Tieren und Pflanzen verhindern 
kann, wenn es konsequent und vollständig um-
gesetzt wird. Auch der Umweltausschuss des 
EU-Parlaments unterstützt die vollständige Um-
setzung der EU-Naturschutzrichtlinien. Bei sei-
nem Treffen am 22. Dezember 2015 nahm der 

Umweltrat mit großer Mehrheit einen entspre-
chenden Bericht zur Halbzeitbewertung der EU-
Biodiversitätsstrategie an, in dem ebenfalls die 
Verbesserung der Umsetzung der Vogelschutz- 
und FFH-Richtlinie gefordert und explizit eine 
Veränderung der Richtlinie abgelehnt wird. 

„Die Halbzeitbewertung von Europas 
Biodiversitätsstrategie bis 2020 zeigt glasklar, 
dass maßgebliche zusätzliche Anstrengungen 
erforderlich sind, um die Zielsetzung bis 2020 zu 
erreichen“, sagte Mark Demesmaeker von der 
Fraktion der Europäischen Konservativen und 
Reformer (EKR), der den Bericht eingebracht 
hatte. 

Vorausgegangen war 2014 eine groß angelegte 
Studie mit schriftlichen und mündlichen Exper-
tenbefragungen in allen Mitgliedstaaten. Bis 
Ende April 2015 wurden dabei Daten, Fakten, 
Beispiele und Meinungen aller relevanten Ak-
teure zur Vogelschutz- und FFH-Richtlinie und 
zum Natura-2000-Netzwerk erhoben, insbeson-
dere unter der Vorgabe, mögliche „überpropor-
tionalen Belastungen“ für Wirtschaft und Verwal-
tung zu identifizieren. Desweiteren erfolgte bis 
Ende Juni 2015 eine vertiefte Befragung in zehn 
Mitgliedstaaten, darunter auch Deutschland. 

Parallel schaltete die EU-Kommission eine öf-
fentliche Online-Konsultation, an der sich Bürge-
rinnen und Bürger aus allen Mitgliedstaaten be-
teiligten konnten. Mit ihrer Kampagne 
www.naturealert.eu mobilisierten die Umwelt-
verbände 520.325 Personen aus 120 Umwelt-
verbänden und 28 Mitgliedstaaten, an der Kon-
sultation mitzuwirken. 

Aufgrund der bisherigen Ergebnisse und politi-
scher Aussagen ist davon auszugehen, dass die 
derzeit stattfindende Bewertung seitens der 
Kommission sich nicht weiterhin auf eine Über-
arbeitung, sondern auf die verbesserte Umset-
zung der bestehenden Gesetzgebung bezieht. 
Sinnvoll wären z. B. eine bessere Überprüfung 
der Einhaltung der Naturschutzrichtlinien und 
gegebenenfalls die Anwendung angemessener, 
effektiver und abschreckender Strafen. Auch die 
Erarbeitung eines Vorschlags für ein europawei-
tes Netzwerk für grüne Infrastruktur oder die 
Entwicklung einer Strategie für Wildtierkorridore 
wäre wünschenswert. 
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